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er die israelische Bevölkerung davon überzeugen konnte, dass er es mit ihrer
Sicherheit ernst meinte. Die israelische Bevölkerung hat auf die eigene � damals
rechte � Regierung Druck ausgeübt, um dem ägyptischen Präsidenten in allem
nachzugeben, weil sie Präsident Sadat in Sachen Sicherheit vertraut hat. Aller-
dings hat sich auch herausgestellt, dass dieses Vertrauen gerechtfertigt war.
˜hnliches geschah später mit dem jordanischen König Hussein. Heute sind die
Israelis der Meinung, zwar gebe es seitens der Palästinenser ehrliche und wohl-
wollende Politiker, die mit Israel den Frieden schließen wollen, es gebe aber kei-
nen palästinensischen Politiker, der im Stande sei, Israel Sicherheit zu garan-
tieren.Die Israelis sehen,dass sowohl der Südlibanon wie auch der Gazastreifen
einseitig geräumt wurden, dass es in beiden Gebieten keine israelische Be-
satzung und keine Siedlungen mehr gibt. Und sie sehen, dass diese beiden ge-
räumten Gebiete ihnen dennoch keinerlei Sicherheit, sondern eher das Gegen-
teil bescheren.Aus beiden Gebieten wird Israel unablässig, wenn nicht bombar-
diert,dann bedroht.Sollte Israel nun das Westjordanland räumen,vermuten die
Israelis, so würden sie wahrscheinlich auch aus diesem Gebiet heraus mit
Raketen beschossen werden, weil die palästinensische Regierung einen Rake-
tenbeschuss nicht werde verhindern können. Ein Raketenbeschuss aus dem
Westjordanland heraus würde aber für Israel unvergleichlich schädlicher und
gefährlicher sein als aus den beiden anderen geräumten Gebieten heraus. Die
Grenze des Westjordanlandes liegt nahe der wichtigsten Lebenszentren Israels:
Großstädte, Häfen, Flughafen, Industrie- und High-Tech-Gebiete. Eine Situa-
tion, wie sie heute entlang der Grenze mit dem Gazastreifen herrscht, wäre ent-
lang der Grenze mit dem Westjordanland für Israel absolut unerträglich. So
sieht es der Durchschnittsbürger, doch selbstverständlich ist die Situation nicht
so einfach und oberflächlich, wie sie allgemein empfunden wird. Den Süd-
libanon wie auch den Gazastreifen hat Israel einseitig geräumt, ohne mit dem
jeweiligen Kontrahenten Vereinbarungen irgendwelcher Art zu treffen. Der
Gazastreifen wurde darüber hinaus aus Sicherheits-
gründen abgeriegelt, ein Umstand, der dort eine bro-
delnde, explosive Situation geschaffen hat. Das sieht
und empfindet der israelische Durchschnittsbürger je-
doch nicht.Er weiß nur,dass die Städte und Dörfer ent-
lang des Gazastreifens ununterbrochen unter Raketen-
beschuss aus dem geräumten Gebiet stehen und dass im Südlibanon heute die
größte Gefahr für Israel lauert.Also glauben die Israelis, dass ihre Zustimmung
zu den verschiedenen Friedensvorschlägen nur theoretischer Art sein könne,
weil es keinen Partner gebe, mit dem man einen ihnen Sicherheit gewähr-
leistenden Frieden schließen könne.

Keine Alternative zum nächsten Krieg?

Weiterhin glauben die Israelis, da die Lage eben so sei, werde unvermeidlich
wieder ein Krieg ausbrechen. Und sollte wieder ein Krieg ausbrechen, dann
wollen sie nicht die Olmert-Regierung an der Macht haben, die im Libanon-
krieg 2006 unter Beweis gestellt hat, was sie kann oder eher nicht kann. Dann,
glaubt man, brauche Israel eine Regierung, die einen Krieg effizient führen und
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ihn gewinnen könne. Dabei ist die israelische Bevölkerung keineswegs kriegs-
lüstern sondern eher das Gegenteil. Sie hat heute große Angst vor einem weite-
ren Krieg, weil sie weiß, dass zukünftige Kriege keine Frontkriege mehr sein
werden. Zukünftige Kriege werden Raketenkriege sein, mit denen Israels
Feinde, die vom Iran aufgerüstet werden, das ganze Land intensiv und dicht
bombardieren werden. Wie gesagt, die Israelis fürchten, dass es zum nächsten
Krieg keine Alternative gibt. Doch erstaunlicherweise sind sie der Meinung,

dass nicht nur eine Olmert-Regierung keinen Krieg
führen könne, sondern dass überhaupt keine gemäßig-
te Regierung dies könne. Denn im Gegensatz zu den
Linken sprechen die Rechten dem Feind gegenüber ei-
ne klare Sprache: Ohne Wenn und Aber, sagen sie, oh-
ne zu zögern,müsse man den Feind zerschmettern und

sonst nichts.Dabei vergessen die meisten Israelis,dass alle erfolgreichen Kriege,
die Israel geführt hat, von einer linken Regierung geführt worden sind. Eine
rechte Regierung hat nur einen einzigen Krieg geführt, den Libanon-Krieg im
Jahr 1982, der ein vollkommenes Desaster gewesen ist.

Die Rolle internationaler Truppen

Olmert weiß, dass er trotz aller gegenteiligen Bemühungen innerhalb kurzer
Zeit vor vorgezogenen Wahlen stehen wird und dass er eine Trumpfkarte
braucht, mit der er in die Wahlen gehen kann. Diese Trumpfkarte heißt: Ein
Krieg ist nicht unvermeidlich, weil der Frieden doch möglich ist. Um diese Idee
für die Bevölkerung glaubwürdig zu machen, benötigt er eine für die Bevölke-
rung akzeptable Sicherheitsgarantie. Da die palästinensische Regierung in ab-
sehbarer Zeit nicht im Stande sein wird, sich nach einem Abzug der Israelis aus
dem Westjordanland für Israels Sicherheit zu verbürgen, wird das ein anderer
tun müssen. Und das kann nur eine internationale Truppe sein. Eine derartige
Truppe muss nicht sehr groß sein, weil das Territorium des Westjordanlandes
sehr klein ist. Allerdings muss sie recht robust sein und vor allem eine ganz
klare Mission haben, um mit aller Macht und Gewalt für beide Seiten Sicherheit
zu erzwingen. Zu diesem Zweck muss hinter dieser Truppe eine glaubwürdige
politische Macht stehen. Die für eine solche Mission geeignete Macht wären die
Vereinigten Staaten, würden sie dies nur wollen. Aus internen politischen
Gründen heraus aber wollten die Amerikaner noch so gut wie nie die Kontra-
henten im Nahen Osten zu einem Frieden drängen und auch in der Zukunft
werden sie das nicht wollen. Infolgedessen werden sie niemals Einsatztruppen
in den israelisch-palästinensischen Bereich schicken. Die einzige politische
Autorität, die für alle akzeptabel sein könnte und der die entsprechenden Mittel
zur Verfügung stehen, ist die Europäische Union. Europa müsste nicht unbe-
dingt die eigenen Truppen in die heutigen besetzten Gebiete schicken. Die
Truppen könnten in der Tat international sein. Vor allem wäre es auch wün-
schenswert, moslemische Truppen in die Mission einzubinden, so zum Beispiel
türkische oder indonesische. Die Hauptsache wäre, dass die hartnäckige poli-
tische Führung der Truppen europäisch ist. Europa könnte auch mit Intendanz
und Finanzierung behilflich sein. Wahrscheinlich würde es unter den neuen
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fremden, nationalistischen Populismus.
Denn in Volksentscheiden kann im Be-
wusstsein der Menschen faktisch doch im-
mer nur eine vereinfachte Globalfrage zur
Abstimmung stehen. Nach dieser Logik
wäre es bestenfalls noch richtig, direkte
Legitimation zu Beginn eines politischen
Entscheidungsprozesses (also: über die
Ziele) einzuholen statt am Ende über ein
juristisches Paragrafenwerk.

Selbst in der Schweiz, wo die Abstim-
mungskultur über Generationen gewach-
sen ist, bewähren sich Volksabstimmungen
nur, weil der Nationalstaat noch autonom
ist und der Föderalismus angesichts der
Sprachgrenzen relativ trennscharf funktio-
niert. In Deutschland gibt es völlig andere
Voraussetzungen: repräsentative Parteien-
demokratie, EU-Integration, Föderalismus
ohne hinreichend eindeutige Alleinkom-
petenzen bei den Ländern. Und letztlich
wird die Debatte über Direktabstimmun-
gen gespeist vom wachsenden, aus den Me-
dien aus deren Eigeninteresse heraus oft
noch geschürten Misstrauen gegen diese
repräsentative Parteiendemokratie. Deren
Vertreter reagieren verunsichert, als seien
sie sich schon selbst nichts mehr wert. Und
lassen aus dieser Verunsicherung heraus
zum Teil Systemwechsel zu, mit denen sie
sich weiter selbst entwerten.

Demokratieschwächung im
Namen der direkten Demokratie

In Berlin und Hamburg wurden Regelun-
gen über Volksbegehren zugelassen, wo-
nach es Volksabstimmungen geben kann,
die rechtlich nur empfehlenden Charakter
haben. Das ist demokratiepolitisch ein Un-
ding. Der höchste Souverän, das Volk, kann
dann abstimmen � aber es hat nicht das
letzte Wort. Das ist Demokratieschwä-
chung im Namen der direkten Demokra-
tie. Als es in Berlin im Frühjahr um das
Begehren zur Offenhaltung des Stadtflug-
hafens Tempelhofs ging, drohte ein solches

unbindendes Volksvotum.Die Parlaments-
mehrheit wäre in eine unsägliche Lage ge-
bracht worden, wäre das Beteiligungsquo-
rum am Ende nicht knapp verfehlt worden
und das Begehren damit formal geschei-
tert. Auch hier galt wieder: Ein Ja-Nein-
Event stand am Ende eines jahrzehntelan-
gen, städteplanerisch und juristisch kom-
plexen Entscheidungsprozesses. Statt al-
lenfalls am Anfang (das wäre 1996 gewe-
sen) das Volk zu fragen, welches Flugha-
fenkonzept es will. Und auch hier wieder
war viel � diesmal obendrein: anonymes �
Kampagnengeld im Spiel.

Direktwahlen oder Wahlrechtsände-
rungen in Richtung Kumulieren/Pana-
schieren haben nirgendwo nachweislich zu
mehr Partizipationsbereitschaft geführt.
Sie haben lediglich mancherorts die Popu-
larisierung der Auseinandersetzung in den
Medien erleichtert. Sie haben Personen
noch wichtiger erscheinen lassen. Wie
logisch aus einer Sicht, die Parteien und
Parlamenten generell nichts mehr zutraut.

Es geht um Demokratiefähigkeit

Was außer persönlicher Karriere soll par-
teipolitisches Engagement noch bringen,
wenn die eigentliche Demokratie erst jen-
seits der Parteien beginnt? Andererseits:
Wie vermittelbar ist Politik überhaupt
noch in Zeiten der komplexen juristischen
Verschränkungen zwischen lokaler, regio-
naler, nationaler und europäischer Ebene?
Angesichts der langfristigen realen Prozes-
se � während öffentliche Meinung medial
zunehmend rein tagesbezogen entsteht
und vergeht. Es geht an dieser Stelle letzt-
lich um Demokratiefähigkeit schlechthin �
unterstellt, Demokratie bedeutet, dass alle
verstehen, über was sie gerade entscheiden.

Wohl wahr, auch die Repräsentanten
in den Parlamenten durchschauen nicht
jedes Detail. Aber sie sind verantwortlich
zu machen für Fehlentscheidungen. Sie
brauchen immerhin im Rhythmus der
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Der 21. August 1968 � der Tag, an dem
Truppen des Warschauer Paktes in Prag
einmarschierten � war nichts Geringeres
als die Scheidelinie zwischen einem Sozia-
lismus mit demokratischen und pluralis-
tischen Ansprüchen und den verschiede-
nen Formen eines autoritären Kommu-
nismus. Auch wenn bereits im Laufe des
Jahres 1968 der langsame Zerfall der stu-
dentischen Protestbewegung in Europa
begann, wurde der 21. August als politi-
sches Erbe bewahrt.

Es gibt seit damals jedoch auch zwei
politische Fallen: die Falle der Geschichts-
philosophie und jene des intellektuellen
und politischen Defätismus.

Die eine Falle: Die säkulare Geschichts-
philosophie beerbte die Tradition der
Offenbarung. In der Geschichtsphiloso-
phie wird das religiöse Erlösungsverspre-
chen ersetzt durch den unerschütterlichen
Glauben an Fortschritt und Humanität.
Marx � der Haupterbe der hegelianischen
Konzeption � ersetzte den Weltgeist durch
das Proletariat, und die Marxisten haben
das Konzept noch überboten, als sie be-
haupteten, es existiere mit dem Proletariat
eine soziale Klasse, die über einen privile-
gierten Zugang zur Gesellschaftstheorie
und -kritik und zur Wahrheit obendrein
verfüge. Die in den K-Gruppen versam-
melten 68er haben sich redlich Mühe gege-
ben, diese abgestandene lenistisch-maois-
tische Bukolik zu hegen und zu pflegen.

Die andere Falle, in die zu treten nach
68 drohte, war die Strategie des Vergessens
und Vergessenmachens: Der intellektuelle
und politische Defätismus, den man land-
läufig Postmoderne nennt. Ich bevorzuge
den Ausdruck Hypermoderne, weil sie
nicht über die Moderne hinaus gelangte,
sondern nur einzelne ihrer Züge radikali-
sierte oder schlicht ad absurdum führte
wie die radikale Vernunftkritik.

Die hypermoderne Befindlichkeit ver-
führt dazu, Zukunftsprognosen überhaupt
zu bestreiten. Darüber hinaus vernei-
nen Hypermoderne die Möglichkeit jeder
Theorie und Wahrheit, selbst wenn diese
nur zeitlich beschränkte Geltung bean-
spruchen. Sie akzeptieren nicht, dass bes-
sere Gründe schlechtere Argumente zu-
mindest für begrenzte Zeit ablösen. Die
feierliche Verabschiedung dessen, was die
Hypermodernen gerne »große Erzählun-
gen« nannten, endete im intellektuellen
und politischen Defätismus sowie einer
offen anti-intellektuellen Attitüde.

Für viele Leute, die 1968 politisiert
wurden, besteht das Erbe des 21. August
in der Überzeugung, dass es zwischen
der geschichtsphilosophisch begründe-
ten Annahme einer unteilbaren Wahrheit
und der defätistischen Aufgabe jeglicher
Wahrheitsansprüche Wahrheiten von zeit-
lich beschränkter Geltung gibt. Diese
Wahrheiten situieren sich weit oberhalb
eines intellektuellen und politischen De-
fätismus und ebenso weit unterhalb der
peinlichen Zumutungen geschichtsphilo-
sophischer Spekulation. Das politische
Erbe des 21. August 1968 verwahrt gleich-
ermaßen die Möglichkeit wie die Aufgabe,
linke Politik zu reformulieren � oberhalb
eines perspektivenlosen Pragmatismus
und weit jenseits des autoritären Kommu-
nismus.

Rudolf Walther

Zeitsplitter:
Der 21. August 1968 als Geschichtszeichen
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Stabilisierung unserer großen sozialen Si-
cherungssysteme, um Entwicklungshilfe,
um Linderung der Not in der Welt.

Die sehr persönlichen Motive der Ab-
geordneten sind sicher zutiefst unter-
schiedlich. Die Christen und Nichtchris-
ten reden und handeln aber gemeinsam
auf der Basis unseres Grundgesetzes, das
dieses Land als demokratischen und so-
zialen Rechtsstaat definiert. Wir handeln
gemeinsam auf der Grundlage von Wer-
ten, die die meisten in der Politik wohl am
ehesten als Humanismus und Solidarität
kennzeichnen würden.

Und man ist gut beraten, dabei den
gläubigen Politikern nicht mehr Nächsten-
liebe, Caritas, zuzubilligen als den ande-
ren. Die realen Fakten gäben das auch
nicht her.

Muss Nächstenliebe
individuell sein?

Ist die organisierte Solidarität des Sozial-
staates und die Arbeit der Politik im Dienst
dieser Maxime nun eine Caritas minderer
Art, weil die Motive so unzureichend wä-
ren? Oder geht es in der Politik nach Mei-
nung der Kirche überhaupt nicht um Ca-
ritas? Vielleicht weil dies alles Formen in-
direkter Solidarität sind, nicht Liebe am
Nächsten unmittelbar? Aber was ist dann
mit den großen kirchlichen Organisatio-
nen, die auch Regelhaftigkeit, Buchfüh-
rung, Organisation, Arbeitsverträge und
Bürokratie kennen?

Nun richtet sich die Erwartung der
Enzyklika ja nicht an die Politik. Genau
das nicht. Sie richtet sich an die Mitglie-
der der Kirche, an die Gläubigen, und ver-
sucht ihnen zu vermitteln, was richtige
Caritas ist. Das steht der Kirche selbstver-
ständlich zu. Was bedeutet es für die poli-
tisch Handelnden? Muss Nächstenliebe
individuell sein? Schließen Caritas und
Organisation oder Distanz oder Pragma-
tismus sich aus?

So und so. Für die Gesellschaft ist es
nicht unwichtig, was die katholische Kir-
che hier sagt. Und für uns als handelnde
Politiker schon gar nicht.

Mit der Bergpredigt definierte Jesus
Christus eine Nächstenliebe: Caritas, die
unmittelbar war und absolut. Mit dem
Anspruch »Liebet Eure Feinde« setzte sich
Gottes Sohn über Klassendenken hinweg,
auch über Rassismus oder Nationalismus
übrigens.

Dass die Kirche selbst dem in der Ge-
schichte nicht genügte, ist wahr. Es macht
aber die Maxime nicht falsch. Die eigene
Bedürfnislosigkeit und die liebende Hin-
wendung zum Nächsten, die von der frü-
hen Kirche und dann von Teilen der Kir-
che vorgelebt wurde, waren überzeugend.
Das war ein Paradigmenwechsel von his-
torischer � menschheitsgeschichtlicher �
Dimension. Und die große Idee der Liebe
zum Nächsten war, ist und bleibt un-
verzichtbar. Es verwundert fast, dass die
Kirche nicht offensiver diese Wahrheit für
sich reklamiert und deutlicher macht, dass
dies der Schlüssel ist für eine menschliche
Perspektive in unserer krisengeschüttel-
ten Welt. Eigentlich wissen das doch ganz
viele.

Allerdings ist in diesen zwei Jahrtau-
senden seit Jesu Christi auch die Einsicht
gewachsen, dass es klug ist, den Hungrigen
nicht den Fisch zu geben, sondern Netze,
mit denen sie sich selbst Fische fangen und
Voraussetzungen schaffen können, die sie
und die ihnen Anvertrauten vor Bedürf-
tigkeit schützen. Wohlstand ist erlaubt,
das Gelübde der Armut wirkt auch in der
Kirche eher exotisch. Armut ist kein Ideal
mehr. Arbeiten, um sein Leben aus eige-
ner Kraft führen und gestalten zu kön-
nen und nicht abhängig zu sein von der
Bahnherzigkeit anderer, ist eine wichtige
Pflicht.

Nicht das Vertrauen darauf, dass der
liebe Gott schon Getreide wird wachsen
und Wasser wird fließen lassen. Aber das
muss die Theologie beantworten.
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Als Politiker stehe ich vor dieser Wirk-
lichkeit: Zur Zeit Jesu Christi lebten etwa
300 Millionen Menschen auf der Welt, im
Römischen Reich ca. 50-60 Millionen. Um
1650 waren es rund 500 Millionen welt-
weit. Seitdem haben wir einen exponen-
tiellen Bevölkerungszuwachs: Rund 1 Mrd.
Menschen waren es im Jahr 1800. Rund
1,65 Mrd. bis 1900. Heute sind es 6,3 Mil-
liarden Menschen. Und 2050 werden es rd.
9,1 Mrd. sein. Die müssen essen, trinken,
brauchen Kleidung, Medizin, Wohnung,
Bildung. Hier reicht die Lehre der Nächs-
tenliebe nicht aus. Es muss gehandelt wer-
den. Schnell und umfassend. Wir haben
keine Zeit, die Reinheit der Lehre von der
Nächstenliebe zu suchen. Wir müssen von
der großen Zahl der einzelnen Hilfsbe-
dürftigen her denken, nicht von der Ma-

kellosigkeit der Caritas. Wir müssen poli-
tisch-pragmatisch handeln und Solidarität
organisieren. Das nützt jedem, der gerettet
wird; ob ich dabei im Sinne der Kirche ge-
rechtfertigt bin, weiß ich nicht.

Angesichts der wachsenden Not in der
Welt ist es nicht möglich � ich sage: mo-
ralisch nicht erlaubt � auf Gesinnungs-
Nächstenliebe zu setzen, es muss Verant-
wortungs-Solidarität praktiziert werden.
Wir müssen � Katholiken oder nicht,
Christen oder nicht � uns unterhaken und
etwas Konkretes für die soziale Ordnung
dieser Welt tun. Die Not muss bekämpft
werden. Der Kapitalismus muss gezähmt
werden.

»Gebt Acht, hütet euch vor jeder Art
von Habgier. Denn der Sinn des Lebens
besteht nicht darin, dass ein Mensch ein
großes Vermögen anhäuft und dann im
Überfluss lebt.« (Lukas 12, 13)

Die Menschen � jeder! � müssen men-
schenwürdig leben können.

Das gilt auch hier, in unserem Land.
Die organisierte Solidarität; der Sozial-
staat, die sozialen Sicherungssysteme, das
leistungsfähige Gesundheitswesen für
alle, eine Pflegeversicherung, soziale Netz-
werke, soziale Regeln für den Markt und
für die Arbeit, gleiche Bildungschancen
für alle (die sogar ganz besonders) � all
das sind Teile des Netzes, das dem Ein-
zelnen hilft, selbst die Fische fangen zu
können.

Der Sozialstaat braucht
mitmenschliche Empathie

Von meiner Mutter habe ich vermittelt
bekommen, was ihr das Wichtigste war an
ihrer Religiosität: Glaube, Hoffnung, Liebe,
diese drei; doch am größten unter ihnen ist
die Liebe. Steht in der Bibel, sagte sie.

Ich habe das so verstanden: Es kommt
darauf an, wie man mit Menschen umgeht.
Ob man sie mag. Ob man teilt. Ob man
verzeiht. Ob man hilft.Wo, wie, wann auch
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Wie bei einem Großfamiliengeburtstag
glänzen die meisten Israel-Gratulanten
seit Monaten mit pathetischen Floskeln,
schlecht versteckten Sticheleien und bes-
serwisserischen Belehrungen gegenüber
dem Jubilar. Über all dem schwebt das Be-
kenntnis zu einer Beziehung, die als »be-
sondere« gilt, jedoch immer wieder in Fra-
ge gestellt wird.

Wer Verweise auf eine besondere Be-
ziehung zwischen Deutschland und Israel
zeremoniell, wie eine Geburtstagstorte mit
60 Kerzen vor sich herträgt, vergisst, dass
Staaten wie Menschen in einem Bündel vie-
lerlei besonderer Beziehungen leben. Es
kommt also nicht darauf an, eine Besonder-
heit zu beschwören, sondern sie mit Inhal-
ten zu füllen. Was heißt dies für die Bezie-
hung zwischen Deutschland und Israel? Es
gilt, dabei die drei zentralen Dimensionen
des Besonderen auszuleuchten: die beson-
dere Nähe zu Israel, die besondere Lage Is-
raels und unsere eigenen deutschen bzw. so-
zialdemokratischen Prioritäten. Nur dann
wird aus einem rituellen Bekenntnis eine
zukunftsfähige Strategie des Besonderen.

Drei zentrale Dimensionen

Es geht zunächst um besondere Nähe. Ju-
den und Deutsche teilen eine mehr als tau-
sendjährige wechselhafte Geschichte der

Koexistenz, Verfolgung und Vernichtung.
Es geht um die historische Näheeiner ge-
scheiterten, aber einzigartigen Symbiose
und um die historische Unentrinnbarkeit
der tödlichen Täter-Opfer-Nähe, die beide
Völker für immer auf tragische Weise ver-
eint.

Uns vereint aber auch eine andere,
zukunftsweisende Gemeinsamkeit, eine
demokratische Nähe,denn beide Staaten
sind nach den Prinzipien der parlamenta-
rischen Demokratie verfasst. Trotz aller
Probleme und Rückschläge verbindet uns
ein Konsens von Demokraten, der auf ei-
ner Vision von Gleichheit und Freiheit
gründet.

Es geht aber auch um die gesellschaftli-
che Nähedes Alltags: Um Ephraim Kishon
und Zeruya Shalev auf unseren Bücher-
regalen, um Dani Karavan in unseren Ga-
lerien, Eitan Fox und Joseph Cedar in un-
seren Kinos und � ja auch das! � um Na-
talie Portman oder Dana International auf
unseren Bildschirmen. Wir teilen mitei-

Sergey Lagodinsky

Israel, ein progressiver Traum

Deutschland muss sich über die Besonderheit seiner Beziehung zu Israel, das
durch ein Spannungsverhältnis zwischen Nähe und Andersartigkeit gekennzeich-
net ist, klar werden. Die Beurteilung Israels darf sich dabei aber nicht allein auf
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nander die Alltagswerte, die uns diese All-
tagsnähe erleichtern.

Doch es geht auch um Israels besonde-
re Lage.Es gibt kaum einen anderen Staat
auf der Welt, der sich mitten in einer Um-
gebung befindet, die so zahlenmäßig über-
wältigend, so exterminatorisch ablehnend
und so wertemäßig herausfordernd ist.
Abgekoppelt von eigenen europäisch-
amerikanischen Träumen leben die Isra-
elis mitten in einem emotionalisierten na-
tionalstaatlichen Umfeld, das nicht mit ei-
nem postmodernen Europa vergleichbar
und für uns aus der sicheren Entfernung
nur schwer nachvollziehbar ist.

Zu guter Letzt sollte man über die be-
sonderen PrioritätenDeutschlands nicht
hinwegsehen. Als Wirtschaftsmacht ist
Deutschland auf die Stabilität nahöstli-
cher Absatzmärkte und Energielieferun-
gen angewiesen; als ambitionierter Wis-
senschafts- und Technologiestandort � auf
den Austausch mit Forschungszentren
in Israel. Und nicht zuletzt geht es um
Deutschlands Sicherheit, die von unserer
strategischen Positionierung gegenüber
gewaltbereiten Ideologien abhängt, von
denen viele sich in der Nahostregion ein-
genistet haben.

Nur gemeinsam können diese Dimen-
sionen das Besondere erklären. Eine iso-
lierte Betrachtung verzerrt das Bild, statt es
zu präzisieren. Setzen wir nur auf die Ge-
meinsamkeiten zwischen Israel und west-
lichen Demokratien, sind wir versucht, die
besondere Lage Israels auszublenden: sei-
ne existenzielle Bedrohung mitten im re-
gionalen Kontext einer nationalstaatlichen
Moderne. Betont man hingegen nur die
Andersartigkeit der Lage Israels, so lagert
man den jüdischen Staat ganz in die Frem-
de aus � der Konflikt verkommt zu einer
Prügelei zwischen uneinsichtigen Wilden
auf der orientalischen Spielwiese. Und
schaut man ausschließlich auf die Prioritä-
ten Deutschlands, so tappt man allzu leicht
in die Falle des realpolitischen Egoismus,
der nur kurzfristig währt.

Die Komplexität der Zusammenschau
aller drei Dimensionen ist nicht einfach
auszuhalten, denn sie erzeugt eine Span-
nung zwischen Nähe und Andersartigkeit
� einen ambivalenten, fast psychoanalyti-
schen Stoff, aus dem manch ein traditio-
neller Stereotyp gestrickt ist. Nicht um-
sonst steht Israel-Kritik so häufig im Ver-
dacht, das Land zu einem »kollektiven
Juden« der internationalen Gemeinschaft
zu reduzieren. Nicht nur aus historischer
Rücksicht ist es daher erforderlich, eine
gesunde Mischung aus Eigenreflexion und
Fremdempathie zu bewahren, wenn wir
über Israel urteilen.
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Bereich der Wissenschaft, der Kunst und
der Wirtschaft verherrlicht. Dieser steht
außer Zweifel, denkt man z.B. an das revo-
lutionierende Dreigestirn unserer Moder-
ne: Marx, Freud und Einstein. Dabei wird
jedoch leicht verdrängt, dass es Bedin-
gungen gab, die diesen Beitrag erst mög-
lich machten:

Einerseits hatten die herrschenden
Gruppen � zumindest bis zu einem gewis-
sen Punkt � ihre jüdische Komponente in-
tegriert und die Juden selbst wünschten
sich nichts mehr als sich in die Kultur der
herrschenden Schichten zu integrieren.

Andererseits war eine wichtige Ur-
sache für den ungeheueren Einfluss einer
zahlenmäßig eigentlich zu vernachläs-
sigenden Minderheit auf die europäische
Zivilisation des 19. und 20. Jahrhunderts
gerade ihre ambivalente Stellung: zum ei-
nen vollständig integriert und zum ande-
ren irgendwie abseits: Im Herzen der euro-
päischen Kultur, aber am Rand der euro-
päischen Gesellschaft.

Als der junge Religionshistoriker
Gershom Scholem seinem Vater, einem
deutschen Juden, der so assimiliert war
wie ein deutscher Jude es nur sein konnte,
verkündete, dass er Zionist geworden sei,
hat Scholems Vater entrüstet gerufen:
»Du willst uns wohl ins Ghetto bringen.«
Hierauf antwortete Gershom: »Aber ihr
lebt doch schon im Ghetto. Ihr habt nicht
einen einzigen Freund, der kein Jude
ist�«

Der Zionismus selbst
ist eine europäische Erfindung

Von der Grundidee stützte sich die na-
tionale Bewegung des jüdischen Volkes auf
die europäische Nationalitätenbewegung
� mit den Worten des deutschen Zionisten
Kurt Blumenthal gesagt: Sie war »das Ge-
schenk Europas an die Juden«. Deshalb
gab Moses Hess auch seinem Essay von
1862 über Rom und Jerusalemden Unter-

titel: »Die letzte nationale Frage«. Eine
typisch europäische Illusion.

Das Vorbild der europäischen nationa-
len Bewegungen alleine hätte nicht genügt,
denn die meisten Juden hatten überhaupt
kein Interesse am Zionismus.Viele von ih-
nen waren beseelt von den liberalen Fort-
schritts- und Menschenrechtsgedanken
und glaubten, dass der Antisemitismus
nur ein Überbleibsel der Vergangenheit
sei, dazu verurteilt, mit der Zeit von alleine
unterzugehen. Andere, die der Auffassung
waren, dass der Antisemitismus nur eine
Folge des allgemeinen Elends der Men-
schen sei, verursacht durch das kapitalisti-
sche System, wurden Anhänger der Revo-
lution. Wieder andere versuchten, die na-
tionale jüdische Einheit in Europa zu ret-
ten, indem sie die kulturelle Autonomie in
der einen oder anderen Form förderten.
Doch egal welche Lösung angestrebt wur-
de, alle waren Europäer und Europa war
ihr einziger Horizont.

Europa im Gepäck

Nur wenige verstanden, was die Zionisten
begriffen hatten: nämlich, dass sehr bald
im letzten Drittel des 19. Jahrhundert die
Staats-Nation,das universelle Ziel,welches
von der Französischen Revolution vererbt
worden war, verloren hatte. Fichte rächte
sich an Rousseau und seinen Erben der
1789er Revolution: Der freie Vertrag der
Bürger, die von der Vernunft geleitet und
unter einem gemeinsamen Gesetz leben,
wurde ersetzt durch die organische Ge-
meinschaft des Fleisches, des Blutes und
der Geschichte, die Vorrang vor dem In-
dividuum und dem Transzendenten hat.
In einer so konzipierten Staats-Nation gab
es keinen Platz für Juden. So entstand das
Bedürfnis, sich eine eigene Staats-Nation
zu schaffen.

Es war Theodor Herzl, dieses Muster-
beispiel des Europäertums, der, bevor er
den politischen Zionismus erfand, davon
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träumte, alle Juden aus Wien zur Kathe-
drale Saint-Etienne zu schicken, um eine
Konversion der Massen auf einen Schlag
vorzunehmen.Seiner Meinung zufolge war
es die Dreyfus-Affäre, die ihn zur »natio-
nalen Lösung« bekehrt hatte. Wenn das
hoch zivilisierte Frankreich, das Vaterland
der Revolution und der Menschenrechte,
in der Lage war, einen solchen Schwall an
irrationalem Hass hervorzubringen, dann
gab es keine Hoffnung mehr für die Juden
in Europa.

Doch selbst nachdem er sein Werk Der
Judenstaatverfasst hatte, konnte er sich
keinen anderen jüdischen Staat als einen
europäischen vorstellen � eine Art Wien
ins Morgenland verlegt, wo Deutsch ge-
sprochen würde � denn wer, sagte er,
ist schon in der Lage ein Bahnticket auf
Hebräisch zu kaufen? � und der sich unter
allen Umständen zivilisiert, also europä-
isch, verhalten würde. Dies ist, wie François
Furet sehr richtig gesehen hat, einer der
frappierendsten Widersprüche des zionis-
tischen Unternehmens: Die Zionisten sind
aus Europa geflohen, um es dann doch bes-
ser mit sich zu nehmen.

Der Nationalismus war der eine As-
pekt, den der Zionismus von Europa ge-
erbt hatte. Der andere war die Revolution.
Denn ideologisch gesehen war der Zionis-
mus von Anfang an eine radikale Unter-
nehmung, in der es um den Bruch, eine
Abspaltung von Vergangenheit und Ge-
genwart und gleichzeitig eine kühne Pro-
jektion für die Zukunft ging. Wie in allen
Revolutionen sollte mit der Vergangenheit
abgerechnet werden.

Der Zionismus versuchte, einen neuen
Menschen zu erschaffen, eine Brücke über
zwanzig Jahrhunderte des Exils hinweg zu
bauen und so die Diaspora abzuschaffen
und sie der Geschichte zu überantwor-
ten. Er verachtete das »Yiddish« und die
Ghettokultur. Er verherrlichte den Kult
der Macht, der Helden und der Märtyrer.
Wie die Französische Revolution schuf
der Zionismus sein eigenes Ancien Régi-

meund zeigte einen starken Glauben an
den politischen Voluntarismus, an die Fä-
higkeit des Menschen, sein eigenes Schick-
sal durch die politische Aktion zu gestal-
ten.

Es ist sicherlich nicht falsch,wenn man
in all dem nur einen einfachen Avatardes
alten jüdischen Messianismus erkennt.
Aber eines Messianismus, der ordnungs-
gemäß säkularisiert und nationalisiert ist
und der in die Form der europäischen Tra-
dition gegossen ist. Deshalb findet man in
seinem Herzen einen soliden sozialdemo-
kratischen Kern, der lange Zeit die zionis-
tische Szene und dann die staatliche Szene
beherrscht hat. Man findet auch alle mög-
lichen und vorstellbaren Grundhaltungen,
vom dogmatischen Marxismus über den
bürgerlichen Liberalismus bis zum fa-
schistischen Chauvinismus.

Als der Staat Israel das Licht der Welt
erblickte, wurde er auf europäischen Insti-
tutionen und Werten gegründet. Nicht,
dass die Gründerväter Europa geliebt hät-
ten, es war kaum drei Jahre her, dass Eu-
ropa endlich aufgehört hatte, ihrem Volk
das Grab zu schaufeln. Aber sie kannten
nichts anderes. Nach all dem waren sie
doch schließlich Europäer. So entstand in
Israel eine parlamentarische Demokratie,
in der � bemerkenswert auch vor dem
Hintergrund der Umstände, unter denen
der Staat entstanden war �  die grundsätz-
lichen Menschenrechte seiner Bürger res-
pektiert wurden. Tatsächlich ist Israel der
einzige Staat, der im Krieg entstanden, im
Krieg gewachsen und im Krieg gereift ist
und der es trotzdem geschafft hat, demo-
kratische Institutionen zu bewahren.

Die Europäer wussten das. Es ist üblich,
die Sympathiebekundungen, welche Israel
in Europa in den ersten zwanzig Jahren sei-
ner Existenz erfahren durfte,auf das Schuld-
bewusstsein der Europäer zurückzuführen,
nachdem das ganze entsetzliche Ausmaß
des vom Hitlerschen Nationalsozialismus
verübten Genozids bewusst wurde. Das
stimmt auch sicherlich, ist aber nur ein Teil
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Eines Tages können wir vielleicht noch
weiter gehen. Der endlich in Frieden
lebende Nahe Osten und die Staaten der
Region machen sich auf den holprigen,
aber viel versprechenden Weg der Demo-
kratisierung und der Entwicklung. Und
Europa wird dank seiner Pläne der kon-
trollierten Erweiterung den Israelis und
seinen Nachbarn dabei helfen, euro-
päische Standards bei ihnen umzusetzen.
Es geht darum, eine Integration vor Ort zu
schaffen, um regionale Gebilde nach dem

Modell des europäischen Marktes aufzu-
bauen. Was den Nahen Osten angeht, so
verdeutlicht ein Blick auf die Karte, wie
Israel, Palästina, Jordanien, Syrien und der
Libanon einen natürlichen Block � die
fruchtbare Sichel der Geografen und See-
leute � bilden. Man muss dieser Sichel die
Existenz sichern. Dies ist ein schönes Pro-
jekt für das Europa der Zukunft.

(Aus dem Französischen von der Über-
setzergemeinschaft Sternheimer.)

Ghassan Al-Khatib

Viele Schritte, kein Fortschritt

Trotz der Ungerechtigkeiten gegenüber den Palästinensern bei der Gründung des
Staates Israel waren diese bereit, ihre historischen Rechte aufzugeben, um die
Beilegung des Konflikts voranzutreiben. Aber weder die internationale Gemein-
schaft noch die israelische Führung haben einen ausreichenden Beitrag zur
Aussöhnung geleistet. So trugen sie zu Radikalisierungstendenzen innerhalb der
palästinensischen Bevölkerung bei.
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Der arabisch-israelische Friedensprozess,
der auf der internationalen Friedenskon-
ferenz 1991 in Madrid eröffnet wurde,
markiert eine dramatische Wende in der
politischen Landschaft des Nahen Ostens
sowie in den Positionen und im Denken
seiner Teilnehmer. Außerdem weckte er
Hoffnung und Optimismus in der palästi-
nensischen wie in der israelischen Gesell-
schaft. Das zeigte sich an der eindeutigen
Unterstützung des Prozesses durch die Be-
völkerung und an den durch beide Par-
teien in den frühen 90er Jahren geschlos-
senen Vorabkommen.

Doch 15 Jahre später, 60 Jahre nach
Entstehung dieses Konflikts, zeigen die
voneinander abweichenden Gedenkfeiern
zum 60. Jahrestag der Gründung des Staa-
tes Israel,wie tief dieser Konflikt reicht und
wie groß die konzeptionelle Kluft ist, die
sich zwischen beiden Parteien auftut. Den
Israelis schenkte das Jahr 1948 Unabhän-

gigkeit und Eigenstaatlichkeit. Den Paläs-
tinensern hingegen brachte es nur Unheil:
die Zwangsaussiedlung von mehr als der
Hälfte ihrer Bevölkerung, die in der arabi-
schen Welt verteilt in Flüchtlingslager ge-
pfercht wurde.

Dennoch,mit der Zeit wird das,was die
Israelis einst die »palästinensische Erzäh-
lung« bezeichneten, eine unangefochtene
und gut dokumentierte historische Tat-
sache. Palästinensische wie israelische His-
toriker kommen übereinstimmend zu dem
Ergebnis, dass die vor-staatliche jüdische
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Miliz tatsächlich von der britischen Man-
datsbehörde unterstützt wurde und die
einheimische Bevölkerung Palästinas 1948
einer geplanten und systematischen ethni-
schen Säuberung zum Opfer fiel. Diese
ethnische Säuberung führte geradewegs
zur Gründung Israels und zum palästinen-
sischen Flüchtlingsproblem.

Gleichzeitig scheint es auch ein neues
Verständnis für den korrekten historischen
Kontext des palästinensisch-israelischen
Konflikts in Europa zu geben. Die neuen
Generationen gelangen immer mehr zu
der Einsicht, dass die Art und Weise, wie
Europa sein »Judenproblem« zu lösen ver-
suchte, nämlich indem es Juden für ihre
Verfolgung in Europa durch die Gründung
von Israel und die Ansiedlung von Juden
ebenda »entschädigen« wollte, nur Leid
über ein anderes Volk brachte. Das erklärt
vielleicht auch die offensichtlichen Unter-
schiede in den öffentlichen und offiziellen
Meinungen in Europa und Amerika.

Historischer Kompromiss

Vor dem Hintergrund dieses Kontextes
wird deutlich, wie weit die Palästinenser
bei der Suche nach einer historischen Aus-
söhnung gegangen sind, indem sie sich
nach zwei Jahrzehnten interner politischer
Debatten für die Aufgabe ihrer histori-
schen Rechte und für die Billigung einer
auf dem Völkerrecht und einschlägigen
UN-Resolutionen basierenden politischen
Position entschieden haben.

Dieser Umbruchprozess gipfelte Ende
der 80er Jahre in der Annahme der Zwei-
Staaten-Lösung und der Anerkennung des
Rechts Israels auf eine Existenz in Frieden
und Sicherheit innerhalb der Grenzen von
1967, was 78 % des ursprünglichen Paläs-
tinas umfasst.

Dieser historische Kompromiss sollte
den Weg für die Gründung eines unabhän-
gigen palästinensischen Staates auf dem
übrigen Gebiet Palästinas ebnen, voraus-

gesetzt, dass Israel sich aus dem Westjor-
danland, einschließlich Ostjerusalem, und
dem Gazastreifen zurückzieht. Die Palästi-
nensische Befreiungsorganisation unter-
zeichnete die Oslo- und verschiedene an-
dere Abkommen und bekannte sich damit
zu diesem Kompromiss. Doch die nachfol-
genden Entwicklungen weckten bei den
Palästinensern allmählich den Eindruck,
dass dieser historische Schritt Israel nicht
genügte, welches scheinbar auf allen Hoch-
zeiten tanzen wollte. Israel genoss das
Ende der Feindschaft und des Krieges
nicht nur mit den Palästinensern, sondern
auch mit den arabischen Staaten und fühl-
te sich zusehends weniger motiviert, den
Preis für diesen Frieden zu zahlen, d.h. die
Okkupation zu beenden und die Etablie-
rung eines palästinensischen Staates ne-
ben dem israelischen zuzulassen.

Die Gründe dafür waren vielfältig.Teil-
weise war Israel durch die Verhandlungen
und nach der Etablierung der Palästinen-
sischen Autonomiebehörde in der Lage,die
palästinensische Führung zu transformie-
ren und ökonomisch, politisch und auch
sonst von Israel und von ausländischer Un-
terstützung abhängig zu machen. Gleich-
zeitig expandieren die Siedlungen Israels
in den besetzten Gebieten weiter. Das ist
ein deutliches Signal dafür, dass Israel �
während es den ökonomischen und politi-
schen Nutzen des Friedens einstreichen
wollte � nicht bereit war,die Besetzung auf-
zugeben. Im Jahr 2000, sieben Jahre nach
Unterzeichnung der Oslo-Abkommen,
verzeichneten israelische Friedensgruppen
und internationale Beobachter eine Ver-
doppelung der Siedlungen in den besetzten
Gebieten. Die Okkupation war nicht zu-
rückgegangen, sondern hatte sich im Ge-
genteil sogar konsolidiert.

Das Scheitern des Friedensprozesses
sowie die Transformation der palästinensi-
schen Führung von einer nationalen Be-
wegung in eine Art Mandant von Israel
verbunden mit schlechten Ergebnissen ih-
rer Regierungsarbeit, führten zu einem
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sukzessiven und stetigen Rückgang der öf-
fentlichen Unterstützung der Führung und
zugleich zu einem wachsenden Zuspruch
für die Opposition, angeführt durch die
fundamentalistisch-islamische politische
Bewegung der Hamas.Schließlich gewann
die Hamas2006 freie und faire Parlaments-
wahlen und übernahm ein Jahr später,
nach Bewältigung interner und externer
Herausforderungen, hervorgerufen durch
diese Wahlergebnisse, die Kontrolle des
Gazastreifens.

Zunehmende Radikalisierung

Ein anderer Grund für die zunehmende
Radikalisierung war die systematische Ver-
schlechterung der Lebensbedingungen, die
wachsende Arbeitslosigkeit und Armut der
Palästinenser. In den Berichten der Welt-
bank wurde wiederholt darauf hingewie-
sen, dass die israelische Politik, die Frei-
zügigkeit von Personen und den freien Wa-
renverkehr mit Restriktionen zu belegen,
ein primärer Grund für das Scheitern des
Wiederaufbau-Programms war, ungeach-
tet der umfangreichen Hilfeleistungen der
internationalen Gemeinschaft, die in die
palästinensischen Gebiete flossen.

Die vom ehemaligen rechten Premier-
minister Sharon entwickelte israelische
Politik des Alleingangs trug weiter zum
Trend der Radikalisierung der palästinen-
sischen öffentlichen Meinung bei.Gestützt
durch die Behauptung, es gäbe keinen po-
litischen Partner bei den Palästinensern,
leitete Israel eine Reihe von unilateralen
Schritten ein, darunter die Räumung des
Gazastreifens mit weiterhin geschlossenen
Grenzen und Isolierung vom Westjordan-
land wie auch die verstärkte Besetzung des
Westjordanlandes durch intensivierte ille-
gale Siedlungsbebauung (Einem Bericht
des UN-Koordinators für Humanitäre An-
gelegenheiten von 2007 zufolge sind durch
die Siedlungen und ihre Infrastruktur be-
reits mehr als 38 Prozent der Fläche des

Westjordanlandes für Palästinenser ge-
sperrt). Hätte sich Israel als Teil seines Bei-
trages zum Friedensprozess aus Gaza zu-
rückgezogen, hätte das auch die Unter-
stützung des palästinensischen Volkes und
seiner Führung gefunden, die sich dem
Friedensprozess verpflichtet hat. Stattdes-
sen ermöglichte Israels einseitiger Rück-
zug der Hamas,dies als Erfolg ihres Wider-
standes zu verbuchen, was sie in der Öf-
fentlichkeit noch weiter aufwertete.

Für diese schrittweise Verschlechte-
rung war zum Teil die amerikanische Re-
gierung verantwortlich, die sich nach der
Amtsübernahme von Präsident George W.
Bush jeglicher aktiven Diplomatie oder
Vermittlung enthielt. Damit lieferte sie die
Palästinenser dem mächtigeren Israel aus
und bestärkte Israel in seiner Tendenz, den
Nutzen seiner Macht und der illegalen
Landnahme einzustreichen.

Bemühungen ohne Ergebnis

Die ersten aktiven diplomatischen Bemü-
hungen Amerikas nach den gescheiterten
Verhandlungen in Camp David 2000 er-
folgten 2006 nach dem Baker-Hamilton-
Bericht, der aufzeigte, dass die Vertiefung
des israelisch-palästinensischen Konflikts
eine der Hauptursachen für die Verlet-
zung amerikanischer Interessen im Nahen
Osten war. Amerikanische Initiativen, die
zur Einberufung der Konferenz von Anna-
polis führten, weckten Hoffnung und
waren hilfreich für Präsident Mahmoud
Abbas und Premierminister Salim Fayyad.
Doch als die Konferenz näherrückte und
insbesondere, als deutlich wurde, dass
sich die Parteien in keinem neuen Punkt
einigen konnten, erlosch diese Hoffnung
wieder.

Die größte Enttäuschung war, dass die-
se groß angekündigte Konferenz lediglich
den Beschluss hervorbrachte, die Verhand-
lungen auf der Basis der ersten Phase der
Roadmapwieder aufzunehmen, eines vom
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Sein offizieller Name ist »Sicherheitszaun«,
ein Zaun oder eine Mauer,deren Aufgabe es
ist, die Sicherheit derjenigen zu garantie-
ren, die westlich der »grünen Linie« leben,
der bis zum 4. Juni 1967 bestehenden Gren-
ze Israels. Jedoch spricht die israelische
Öffentlichkeit, vor allem, wer östlich von
dieser Linie lebt, von einem »Trennzaun«.
Allen ist klar, dass nach der Unterzeich-
nung eines Friedensabkommens zwischen
Israel und den Palästinensern keine israeli-
sche Souveränität mehr jenseits dieser Li-
nie bestehen wird. Bereits heute will ein
Makler, wünscht ein Siedler sein Haus zu
verkaufen, als erstes wissen, auf welcher
Seite des Zauns sich das Objekt befindet.
Bereits heute trennt der Zaun zwei ver-
schiedene Gruppen von Siedlern.

Zum Rückzug bereit

Die größte Gruppe � ca. 60 % der jüdischen
Bevölkerung im Westjordanland � lebt
westlich des Zauns. Diese Menschen wer-
den von einer Grenzregelung profitieren,
die am Verlauf des Zauns ansetzt (mit
Korrekturen, die aufgrund von Beschlüssen
des Obersten Gerichtshofes vorgenommen

werden müssen). Die Einbeziehung ihrer
Häuser, die sich auf besetztem Gebiet be-
finden, in das souveräne Gebiet des Staates
Israel wird ihren Status dem der Bewohner
Tel Avivs und Haifas gleichsetzen. Das poli-
tische Profil dieser Siedler entspricht fast
dem des Durchschnitts-Israelis auf der an-
deren Seite der Grenze vom 4. Juni 1967.
Eine Minderheit unter ihnen unterstützt
die Parteien der extremen Rechten. Die
meisten werden höchstwahrscheinlich die
Entscheidung der Knesset und der Regie-
rung akzeptieren, wenn diese beschließt,
sich aus den meisten Gebieten zurückzu-
ziehen.

Die zweite Gruppe, die ungefähr 80.000
Menschen zählt � ungefähr 20.000 Fami-
lien � lebt seit der Errichtung des Zauns in
der Angst vor einer drohenden Entfernung
aus ihren Häusern. Sie sind sich bewusst,
dass ihre Zeit begrenzt ist, wohlwissend,
dass ihr Wohnort sich nicht mehr auf dem
Territorium des Staates Israel befinden
wird. Etwa die Hälfte der Menschen, die
östlich des Zauns leben, besteht aus Per-
sonen, die sich aus wirtschaftlichen Grün-
den nicht leisten konnten, ein schönes
Heim mit eigenem Garten innerhalb von
»Kleinisrael« zu erwerben. Die israelischen
Regierungen verleiteten junge Familien
und Neueinwanderer dazu, ein Heim in ei-
ner Siedlung zu errichten. Dies geschah
mittels großzügiger Kredite, steuerlicher
Erleichterungen und anderer Vergünsti-
gungen. Die erste Intifada und in verstärk-
tem Maße die zweite Intifada wirkten sich
negativ auf ihr Sicherheitsgefühl und ihre
Lebensqualität aus. Dies führt zu einer sin-
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kenden Nachfrage für ihre Häuser und zu
Schwierigkeiten, dafür Käufer zu finden.

Um ihre Präsenz in diesen Gebieten zu
rechtfertigen, übernahmen Viele rechte Po-
sitionen, doch einige Meinungsumfragen
zeigen, dass die Mehrheit ihre Häuser frei-
willig gegen eine angemessene Entschädi-
gung räumen würde; diese soll es ihnen er-
möglichen, eine attraktive Bleibe in der
Landesmitte oder in der Nähe ihres Arbeits-
platzes zu finden. Sie haben aus der Er-
fahrung der Siedler des Gazastreifens im
Sommer 2005 gelernt: Zusätzlich zum poli-
tischen Kampf zwecks Verhinderung des
Rückzugs aus dem Westjordanland soll, um
ihre Zukunft zu sichern, mit den Behörden
für den Fall verhandelt werden, dass der po-
litische Kampf scheitert. Es zeigt sich, dass
diejenigen Siedler, die sich den Anführern
des Aufstands gegen den Räumungsplan
Ariel Sharons widersetzt und nach Alterna-
tiven gesucht haben, mit größerem Erfolg

ein neues Leben für sich aufbauen konnten
als diejenigen, die den führenden »Aufstän-
dischen« Folge leisteten. Bestimmten Sied-
lungen, die in der Frühphase der Rückzugs-
planung eine pragmatische Haltung an den
Tag legten, gelang es sogar, sich gemeinsam
innerhalb des israelischen Staatsgebietes
anzusiedeln und so die Strukturen ihres Ge-
meinwesens zu bewahren.

17 Knesset-Abgeordnete der Linken
und der politischen Mitte, an deren Spitze
Vizepremier Haim Ramon von Kadima
und Minister Ami Ayalon von der Arbeits-
partei stehen, arbeiteten in den letzten Mo-
naten an einem Gesetz, das es den Siedlern
östlich des Grenzzauns ermöglichen soll,
bereits jetzt ihre Häuser an die staatlichen
Behörden zu verkaufen. Dabei soll die Re-
gierung die Häuser zumauern und sie den
Palästinensern als Teil eines endgültigen
Abkommens übertragen. Premierminister
Ehud Olmert äußerte gegenüber den Ini-
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kanische Gesellschaft zu integrieren und
akzeptiert zu werden, beschlossen ihre po-
litischen Führer, Israel zur zentralen Ange-
legenheit zu erklären.

Die prägende Erfahrung war der Holo-
caust. Genauer die Einschätzung, dass es
ihnen zwischen 1944 und 1945 nicht ge-
lungen war, einen bedeutsamen und wir-
kungsvollen Einfluss auf die Militärpolitik
der Regierung Franklin D. Roosevelts in
Deutschland und Polen auszuüben. Die
Juden waren schlechthin nicht in der Lage
die Regierung dazu zu bewegen, die Trans-
portzüge nach Auschwitz zu bombardie-
ren. Die Schlussfolgerung daraus war, dass
sie mehr politische Macht erlangen müss-
ten. Die Gründung und die Unabhängig-
keit Israels wurden zu einem Kernpunkt,
an dem sie den Sinn und Zweck ihrer poli-
tischen Stoßrichtung orientieren mussten.
Sie argumentierten, dass die amerikani-
schen Juden besser vorbereitet und posi-
tioniert sein müssten, um Israel zu unter-
stützen, sollte es jemals in Gefahr geraten.

Doch historisch gesehen sollten wir die
Zentralität Israels für die Entstehung der
jüdischen politischen Macht nicht überbe-
werten. Die Hauptsache und den breiten
Rahmen jüdischer politischer Aktivitäten
in Amerika während der 50er und 60er
Jahre bildete die Lokalpolitik. Seit den 30er
Jahren waren die Juden in der »großen de-
mokratischen Koalition« oder in der »Koa-
lition des New Deal« (nach Roosevelts Wirt-
schaftspolitik der 30er) vertreten, die sich
aus Gewerkschaftsmitgliedern, Arbeits-
kämpfern, Familien der unteren Mittel-
schicht sowie irischen und italienischen
Einwanderern zusammensetzte. Diese kon-
zentrierten sich in den Großstädten New
York, Chicago, Philadelphia, Cleveland
und Boston. In den 40er Jahren wurden die
Juden noch immer von den »Ivy League«-
Universitäten, Privatklubs sowie Sport-
und Gesellschaftsklubs ausgeschlossen.
Auch in größeren Rechtsunternehmen,
Banken, Unternehmen und politischen
Kreisen waren sie nicht willkommen.

Das strategische Dreieck

Der Sechstagekrieg 1967 war ein Wende-
punkt in der Entwicklung der jüdischen,
politischen Macht. Die Befürchtungen,
dass das adoptierte Heimatland Israel,
welches sie noch immer nicht besucht hat-
ten, in wirklicher Gefahr sei, wich der
Euphorie nach dem überraschenden Sieg
über ˜gypten, Syrien und Jordanien. Jetzt
lag die Priorität auf der Stärkung der en-
gen Bindung zu den USA als Gegenstück
zur Sowjetunion und als Ersatz für die
Rolle Frankreichs als Supermacht-Ver-
bündeter Israels. Die 80er und 90er Jahre
standen im Zeichen steigenden politi-
schen Machteinflusses. Dieser wurde er-
reicht durch Unterstützung einiger politi-
scher Ziele und Widerstand gegen andere
und die Schaffung eines wohlwollenden
Medienklimas. Hauptziel war es, die ame-
rikanisch-israelischen Beziehungen zu
festigen. Es zahlte sich aus.

Das »strategische Dreieck« ist die zu-
treffendste Beschreibung für das komple-
xe Verhältnis zwischen Amerika, Israel
und den amerikanischen Juden. Die Ver-
einigten Staaten sind nicht nur Israels Ver-
bündeter und Wohltäter, sie sind der Stütz-
pfeiler der nationalen Sicherheit Israels.
Die amerikanische Unterstützung für Is-
rael nährt sich aus der Fürsprache und
dem politischen Durchsetzungsvermögen
der amerikanischen Juden, deren Beteili-
gungsrate an der amerikanischen Politik
ihr demografisches Gewicht übersteigt.
Amerika hat in Israel lange Zeit einen geo-
politischen Verbündeten gesehen. Zuerst
im Zusammenhang des Kalten Krieges, als
sich in den 60er Jahren eine Patron-Kli-
enten-Beziehung herausbildete und nun
als demokratische Festung im Zentrum
der arabischen Welt. Im Gegenzug be-
trachten die Israelis die amerikanischen
Juden als demografisches und politisches
Kapital, ohne das die amerikanische Un-
terstützung für Israel unvermeidlich ab-
nehmen würde.
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diesem Dokument. Wenn in diesen Tagen
palästinensisch-israelische Verhandlungen
mit dem erklärten Ziel stattfinden, bis En-
de 2008 zu einem endgültigen Abkommen
zu gelangen, stellt die Genfer Initiative für
beide Seiten den wichtigsten und in man-
chen Fällen sogar den einzigen Bezugsrah-
men dar. Einen größeren Beitrag zum
Frieden hätten wir nicht leisten können.

Vorgeschichte 

Wir müssen bis zum Jahr 2000 zurückge-
hen, dem Jahr der großen Hoffnungen, die
in Gewalt und Desillusionierung endeten.
Im Januar 2000 wurde beinahe ein isra-
elisch-syrisches Abkommen erzielt, doch
scheiterten die Verhandlungen im letzten
Moment. Im Juli 2000 fanden in Camp
David bei Washington Gespräche statt, an
denen Präsident Clinton, der Vorsitzende
der Autonomiebehörde Yassir Arafat und
Premierminister Ehud Barak teilnahmen.
Sie verhandelten über sehr weitgehende
Vorschläge, doch gelang es den Teilneh-
mern nach 15tägigen Verhandlungen nicht,
zu einer Einigung zu gelangen. Zwei Mo-
nate danach brach die zweite Intifada aus.
Im Dezember machte Präsident Clinton ei-
ne Reihe von Vorschlägen zur Beendigung
des Konflikts, die auf beiden Seiten eher auf
Ablehnung als auf Zustimmung stießen.
Am 21. Januar 2001, einen Tag nach der
Amtseinführung von Präsident Bush und
zwei Wochen vor der Wahl des Premier-
ministers in Israel, begannen im ägypti-
schen Taba israelisch-palästinensische Ge-
spräche über ein Endstatusabkommen, die
nach einer Woche mit der Zusicherung zu
Ende gingen, die Gespräche nach den Wah-
len fortzusetzen, was in der Folge in Ver-
gessenheit geriet.

Ich amtierte in der Regierung Barak als
Justizminister, gehörte dem Sicherheits-
kabinett und dem engeren Friedenskabi-
nett an und nahm an den Gesprächen in
Taba teil. Mein Gefühl war, dass intensive

Verhandlungen von wenigen Wochen zu
einer Beseitigung der Differenzen zwi-
schen den Parteien führen könnten. Jassir
Abed Rabbo, der Tourismusminister im
Kabinett von Jassir Arafat war und diesem
sehr nahe stand, hatte ein ähnliches Gefühl.
Nach der Wahl von Ariel Sharon zum Pre-
mierminister � ich weigerte mich wegen
der gewaltigen ideologischen Differenzen
zwischen uns seiner Regierung anzugehö-
ren � schlug ich Abed Rabbo vor, in den
kommenden Monaten die Verhandlungen
in inoffizieller Weise weiterzuführen und
zu einer Lösung zu gelangen. Die Ergeb-
nisse sollten der israelischen und palästi-
nensischen sowie der internationalen Öf-
fentlichkeit präsentiert werden, um zu be-
weisen, dass, obwohl viele in jenen Tagen
nicht mehr an einen Friedenschluss glaub-
ten, es immer noch möglich war, zu einem
Frieden zu gelangen. Abed Rabbo war von
der Idee begeistert und wir kamen überein,
dass jede Seite eine Person bestimmt, die ei-
nen ersten Entwurf verfassen sollte; dieser
sollte dann von der jeweils anderen Seite
kommentiert werden.

Wir dachten, dass die Arbeit einige
Monate dauern würde, doch benötigten
wir zweieinhalb Jahre. Hierfür gab es meh-
rere Gründe: Erstens befanden wir uns in
der schwierigsten Phase der Intifada.Die
Gewalt war überall zu spüren, die Sicher-
heitsvorschriften wurden von Mal zu Mal
strenger, so dass es für die Palästinenser
kaum mehr möglich war, nach Israel zu
kommen und die Israelis nicht mehr in die
von den Palästinensern bewohnten Gebie-
te fahren konnten. Treffen im Ausland wa-
ren zwar möglich, doch kosteten sie sehr
viel Geld, und auch diese kamen wegen Si-
cherheitsproblemen nicht immer zu Stan-
de. Zweitens wollte jede Seite den Kreis de-
rer, die einem Abkommen verpflichtet wa-
ren, erweitern: Ich wollte auch Parlamen-
tarier und Politiker hinzuziehen, die zum
Spektrum rechts der Mitte gehörten, wäh-
rend Abed Rabbo, der einer kleinen sozial-
demokratischen Partei vorstand, bestrebt
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war, wichtige Mitglieder der Fataheinzu-
beziehen. Sein besonderes Interesse galt
dabei der nachfolgenden Generation. Au-
ßerdem war es notwendig, Spezialisten
einzusetzen, vor allem auf dem Gebiet der
Kartografie, doch auch in anderen Berei-
chen. All das hatte zur Folge, dass sich die
Verhandlungen in die Länge zogen. Zwei-
felsohne handelte es sich hier um sehr selt-
same Verhandlungen. Zum Teil fanden
diese an verregneten Tagen an den Grenz-
übergängen in Autos statt, denn den Par-
teien war es lediglich gestattet, zu diesen
Übergängen zu kommen. Trotz all dieser
Schwierigkeiten lag es jedoch den Ver-
tretern des Friedenslagers beider Völker
daran, aus tiefster Überzeugung zu be-
weisen, dass sie keine Träumer waren,
wenn sie von einem israelisch-palästinen-
sischen Frieden sprachen.

Worin lag das Besondere dieser Ver-
handlungen im Vergleich zu früheren? Beim
Friedensprozess, der 1993 in Oslo begann,

waren sich die Parteien nicht bewusst, dass
die Stunde der Wahrheit gekommen war,
sie alle Karten auf den Tisch legen und zu
einem endgültigen Kompromiss gelangen
mussten. Dagegen gelang es uns bei der
Genfer Initiative � der Name ist darauf zu-
rückzuführen, dass sich die Schweizer Re-
gierung zu einem bestimmten Zeitpunkt
der Initiative anschloss und bereit war, sie
zu finanzieren und einen Teil unserer Tref-
fen in Genf stattfinden zu lassen � eine
künstliche »Stunde der Wahrheit« zu schaf-
fen, bei der wir unsere wahren »roten Li-
nien« zu erkennen gaben. So gelang es uns,
in allen Punkten, die auf der Tagesordnung
waren, eine Einigung zu erzielen, ohne Ein-
schränkungen und ohne dass ungelöste
Probleme übrig blieben, über die eine dritte
Partei hätte entscheiden müssen.

Konsequenzen

Die Einzelheiten der Vereinbarungen ein-
schließlich dreißig Karten, die die Teilung
Jerusalems und die Grenze zwischen Israel
und Palästina »hausgenau« veranschau-
lichen, können auf unserer Website unter
www.geneva-accord.orgin Deutsch und
anderen Sprachen nachgelesen werden.

Die wichtigste Konsequenz unseres
Plans, der heute als die vernünftigste Lö-
sung des am längsten andauernden inter-
nationalen Konfliktes seit dem Ende des
Zweiten Weltkrieges gilt, lautet: In der
Stunde der Wahrheit können alle zur Dis-
kussion stehenden Probleme gelöst wer-
den. Die Behauptung, dass es sich hier um
einen unlösbaren Konflikt handele, ent-
behrt jeder Grundlage.Sie entspricht ledig-
lich dem Willen der Extremisten auf bei-
den Seiten, einen historischen Kompro-
miss zu verhindern. Am leichtesten kann
das territoriale Problem gelöst werden.
Grundlage sind die Grenzen von 1967.
Israel wird unserem Plan zufolge drei Pro-
zent der Westbank annektieren, jedoch
dem palästinensischen Staat ein ähnlich
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April 2003. Das kürzlich gegründete Nah-
ost-Quartett mit Vertretern der Europä-
ischen Union, Russland, den USA und den
Vereinten Nationen legt einen ersten, um-
fassenden Plan zur Beilegung der seit Aus-
bruch der zweiten Intifada herrschenden
Gewalt und zur Wiederaufnahme des is-
raelisch-palästinensischen Friedenspro-
zesses vor.

Die Gunst der Stunde ist spürbar. Die
EU mit ihrem dänischen Ratsvorsitzenden
hat sich aktiv an der Gestaltung der Road-
map beteiligt. Diese beinhaltet Lösungs-
ansätze für den Konflikt zwischen Israel
und Palästina. Europa drängt die USA, sich
erneut in diesen Prozess einzuschalten. Das
neue Quartett will beweisen, dass es eine
wirksame Alternative zum Alleingang der
Clinton-Administration im Hinblick auf
einen Frieden im Nahen Osten gibt, und
dass es sich nicht nur als Debattierklub ver-
steht, sondern echte Lösungen vorschlägt.

Die Zeit ist reif, um den zerstrittenen
Kriegsparteien die Roadmapvorzustellen.
Die Vertreter des Quartetts legen am 30.
April dem neu ernannten palästinensischen
Ministerpräsidenten, Mahmoud Abbas, den
Plan vor. Danach ist Israel an der Reihe. Mi-
nisterpräsident Sharon erkennt das Quar-

tett nicht an und weigert sich, die Vertreter
zu empfangen. Er ist nur bereit, den Plan
von einem amerikanischen Vertreter entge-
genzunehmen. Das Treffen zwischen Bot-
schafter Kurtzer und Premier Sharon findet
noch am selben Tag ohne Beteiligung der
anderen Quartett-Parteien statt.

Diese Episode ist charakteristisch so-
wohl für die Chancen als auch für die Er-
nüchterungen in der amerikanisch-euro-
päischen Zusammenarbeit im Nahost-
Friedensprozess während der ̃ ra Bush.

Im Schatten des 11. September

An dieser Stelle werden nicht die Schwä-
chen der gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik (GASP) im Allgemeinen
und der Nahostpolitik der EU neu aufge-
zeigt. Sicherlich müssen einzelne Faktoren,
die Einfluss auf die Politik der EU haben, in
Betracht gezogen werden: die weiterhin
komplizierte Entscheidungsfindung, die
Einführung neuer Strukturen und die vo-
ranschreitende Erweiterung. Ebenso müs-
sen die Besonderheiten des Nahost-Frie-
densprozesses, ein relativ widersprüch-
liches und nicht konsensfähiges politisches
Umfeld, hervorgerufen durch sehr unter-
schiedlich geprägte historische Beziehun-
gen der Mitgliedsstaaten zu Israel, sowie
die anerkannte amerikanische Führungs-
rolle berücksichtigt werden.

Trotz allem ist der Nahostkonflikt ein
ständiges Thema in den Ratssitzungen und
der Außenministerkonferenz. Häufig gibt
die EU Erklärungen und Stellungnahmen

Daniel Levy
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ab, sie hat einen Sonderbeauftragten, der-
zeit Botschafter Marc Otte, benannt und es
gibt ständig sowohl gemeinsame als auch
individuelle Bestrebungen, um die Situa-
tion zu beeinflussen.

Die Nahostpolitik der letzten Jahre
steht allerdings im Schatten des 11. Sep-
tembers und des Irakkrieges. Die Bericht-
erstattung der EU und der USA scheinen
zwar oft identisch, aber in der Kernfrage
über den globalen Kampf gegen den Ter-
rorismus herrscht tiefgehende Unstimmig-
keit. Ein Großteil der außenpolitischen
Elite in Europa misstraut den definierten
Zielen der Bush-Administration für die
Zeit nach dem 11. September, insbesondere
bezüglich Demokratisierung und Füh-
rungswechsel. Die traditionelle europä-
ische Position � und anfänglich auch die
amerikanische � legte ihre Schwerpunkte
auf diplomatische Konfliktlösungen, Stabi-
lisierung,die Förderung einer schrittweisen
Reform und den Aufbau einer Zivilgesell-
schaft mit Rechtsstaatlichkeit, Handel und
Öffnung. Die Interessenvereinbarungen
zwischen der EU und den arabischen Mit-
telmeer-Anrainern sowie der Barcelona-
Prozesswaren bezeichnend für dieses Vor-
gehen. Zudem gibt es unterschiedliche Mei-
nungen über die politische Bedeutung des
ungelösten Konflikts für die Entwicklung
in der Region.

Insbesondere für die, George Bushs
Nahostpolitik dominierenden, neokonser-
vativen Positionen ist die Palästinensische
Frage nur eine Ablenkung und ein An-
zeichen für den ungeordneten Zustand der
arabischen Politik und Gesellschaft. Viel-
mehr existiert diese Frage für sie gar nicht.
Sie sind der Meinung, wenn sich die arabi-
sche Welt demokratisieren, ihre Regierun-
gen ablösen und sich modernisieren würde,
dann würden sie auch Israel akzeptieren.
Sie würden die Palästinenser auffordern,
dankbar zu akzeptieren, was ihnen angebo-
ten wird, damit zu leben und aufzuhören,
soviel Aufhebens um Besetzung, Siedlun-
gen und ähnliches zu machen.

Die Neokonservativen finden auch in
Europa Gehör, insbesondere nach den Bom-
benanschlägen von London und Madrid,
als die Rede vom Islam-Faschismus und
der Islam-Phobie aufkam. Die Resonanz in
politischen Kreisen hält sich allerdings in
Grenzen.

Der Graben zwischen Europa 
und den USA

Die meisten Europäer empfinden � aus mei-
ner Sicht zu Recht � die Besetzung von pa-
lästinensischen Gebieten als echten Miss-
stand, welcher die anti-westliche Stimmung
in der arabischen und islamischen Welt
schürt. Selbstverständlich hat Israel das
Recht, in Sicherheit zu leben.Allerdings bie-
tet die anhaltende Besetzung der Westbank,
Gazas und Ostjerusalems � mit allen Folgen
wie den Siedlungsgebieten, Blockaden und
der Gewalt � und die Vorstellung, dass der
Westen dies alles scheinheilig unterstützt,
Al Qaida und anderen Extremisten ein Re-
krutierungsinstrument und versetzt gemä-
ßigte Araber und westliche Verbündete in
eine unkomfortable Situation. Dies alles
führt auch zunehmend zu Konflikten in
Europa.

Diese Einschätzung wird von einem
Großteil der amerikanischen außenpoliti-
schen Elite geteilt. Allerdings hat der 43.
Präsident kein offenes Ohr für diesen
Standpunkt.

Die Bush-Administration bestreitet
den Zusammenhang zwischen dem isra-
elisch-palästinensischen Konflikt und der
allgemeinen Instabilität der Region. Zu-
dem vernachlässigt sie das Thema zuneh-
mend. Dies hat den Graben zu den Euro-
päern vertieft, die für eine Wiederaufnah-
me der Gespräche plädieren, um die israe-
lisch-palästinensische Gewalt zu entschär-
fen und den Friedensprozess wieder anzu-
kurbeln. In seinem umfassenden, gut argu-
mentierenden und unterhaltsamen neuen
Buch The Much Too Promised Land: Ame-
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Palästinensischen Autonomiebehörde, bis
die Amerikaner den Friedensprozess wie-
der aufnahmen. Zwar hatte die EU diesen
beständig gefördert, aber die Umstände
hatten sich zu diesem Zeitpunkt bereits
wesentlich verändert.

Der Sieg der Hamas

Im Januar 2006 gewann die der Hamasna-
he stehende Liste Change and Reformdie
palästinensischen Parlamentswahlen mit
einem kleinen Vorsprung (44 % gegenüber
42 % für die Fatah). Für die Sitzverteilung
im PLC (Palestinian Legislative Council)
war dies jedoch ein massiver Umbruch
(verursacht einerseits durch ein Wahlsys-
tem, das auf einer Kombination von Ver-
hältnis- und relativer Mehrheit basiert, an-
dererseits auf der klaren organisatorischen
Struktur der Liste im Gegensatz zu den
chaotischen internen Kämpfen innerhalb
der Fatah). Die Wahlen wurden von inter-
nationalen Beobachtern und der EU-Mis-
sion als frei und fair bewertet.

Ermutigt durch eine angeschlagene
Fatah-Führung, strebten Israel und die USA
einen internationalen Boykott der neuen
Hamas-Regierung an. Europa folgte dem
Anliegen. Es wäre sicherlich angebrachter
gewesen, die neue Hamas-Regierung auf-
zufordern, ihre Beteiligung, Unterstützung
und Tolerierung von Gewalt gegenüber
israelischen Zivilisten einzustellen. Aber
die Voraussetzungen, dies zu akzeptieren,
sprachen für die Hamasgegen eine An-
erkennung Israels und bestehender PLO-
Israel-Abkommen. Nirgends war auch die
Rede von Rechtsordnung, Demokratie,
Menschenrechten oder Zusicherung von
zukünftigen Wahlen. Im Gegenteil ent-
sprangen die internationalen Forderungen
gegenüber der Hamasausschließlich aus
den Beziehungen zu Israel. Die EU bildete
da keine Ausnahme. Zwar war es auf EU-
Seite gerechtfertigt, finanzielle Leistungen
an eine von ihr als terroristisch klassi-

fizierte Organisation einzustellen, nicht
aber die Bemühungen, alle Zuflüsse an
Finanzhilfen von Außen zu kappen.

Von Mekka nach Annapolis

Manche Mitgliedsstaaten wollten auspro-
bieren, welchen Effekt die Regierungsver-
antwortung auf Hamashaben würde,wäh-
rend andere versuchten, Kommunikations-
kanäle aufzubauen. Die offizielle Haltung
war jedoch identisch mit derjenigen der
USA. Im Vorfeld zum Mekka-Abkommen
Anfang 2007, das der Bildung einer Ein-
heitsregierung zwischen Abbas� Fatah und
der Hamas diente, wichen die amerikani-
schen und die europäischen Standpunkte
erneut voneinander ab. Führende europä-
ische Stimmen befürworteten den inter-
nen palästinensischen Dialog und vertra-
ten die Meinung, dass die Schaffung einer
Basis für eine Annäherung die zuvor auf-
erlegte Isolation beenden könnte. Diese
Ziele des Mekka-Abkommens stießen je-
doch auf geteilte Meinungen innerhalb der
EU, wobei diese sich der USA widersetzte
und es keine ˜nderung ihrer Politik gab.
All dies beschleunigte möglicherweise den
Zusammenbruch des Einigungsversuchs
und führte zu den Zusammenstößen in
Gaza und später zur Bildung von zwei
konkurrierenden Autoritäten in der West-
bank und im Gazastreifen.

Europa unterstützte die Wiederaufnah-
me des Friedensprozesses durch die USA
auf der Annapolis-Konferenz im Novem-
ber 2007 vehement. Zu später Stunde über-
zeugte Außenministerin Rice die Regierung,
dass die angeschlagene palästinensische Si-
tuation die ganze Region bedrohe und dass
die Angelegenheit mit Dringlichkeit und
Nachdruck bearbeitet werden müsse.

Die wegweisende Konferenz führte zu
anhaltenden israelisch-palästinensischen
Verhandlungen über die seit sieben Jahren
vernachlässigten Kernfragen und erneuten
Bestrebungen, die Situation in den Ge-
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bieten auf Basis der Roadmapzu verbes-
sern. Europa spielte dabei vor allem als
Geldgeber und Förderer für die Entwick-
lung der Ökonomie und öffentlicher Bau-
ten eine Rolle. Im Dezember 2007 fand in
Paris eine Geberkonferenz statt, gefolgt von
einem im Mai 2008 in London einberufe-
nen Forum und einer weiteren Zusammen-
kunft in Berlin im Juni 2008.

Warten auf die neue US-Regierung

Doch die Anstrengungen brachten bisher
nur dürftige Ergebnisse hervor. Die Gewalt
geht weiter, Verhandlungen sind ergebnis-
los, Blockaden und Siedlungsbau schreiten
sehr schnell voran und Gaza bleibt weiter-
hin von der Welt abgeschnitten. Dies hat
verheerende soziale und wirtschaftliche
Konsequenzen für die Bevölkerung. Alle
Bemühungen laufen auf eine Verschlim-
merung statt einer Verringerung der paläs-
tinensischen Zersplitterung und auf den
Ausschluss der Hamashinaus. Dieser An-
satz ist jedoch eher kontraproduktiv als
Erfolg versprechend. Was kann in dieser
Hinsicht in Zukunft verbessert werden?

Europa muss sich selbst zunächst fra-
gen, ob der ungelöste israelisch-palästi-
nensische Konflikt Priorität hat. Es gibt
gute Argumente für diese Annahme. Der
Konflikt ist auch ein Mobilisierungswerk-
zeug für die Extremisten in der Region.
Darüber hinaus verunsichert und unter-
gräbt er moderate und pragmatische Kräf-
te und schwächt die Möglichkeiten des
Westens zur Bildung starker Allianzen.

Sobald entschieden wird, »ob« etwas
geschehen muss, lautet die nächste Frage,
»wie« dies im Hinblick auf die Vorgehens-
weise und die politische Linie anzupacken
ist.

Das Quartett ist nur sinnvoll, wenn es
sowohl in der Planung als auch in der Um-
setzung von politischen Strategien effizi-
enter wird. Es lohnt sich, dem Quartett
neues Leben einzuhauchen. Die USA könn-

ten wie die anderen drei Mitgliedsstaaten
einen Gesandten ernennen. Die Partner
könnten die Aktivitäten gemeinsam vor
Ort leichter koordinieren.Wenn solche An-
strengungen aber keine Resultate zeigen,
sollte das Quartett aufgelöst werden. Besser
eine starke bilaterale europäisch-amerika-
nische politische Diskussion mit Meinungs-
differenzen und ausgesprochener Uneinig-
keit als ein permanenter Debattierklub, der
den unabhängigen europäischen Hand-
lungsspielraum neutralisiert.

Die nächste US-Regierung wird versu-
chen, die Situation im Irak und in Afgha-
nistan zu stabilisieren und bei Bedarf euro-
päische Unterstützung anzufragen. Sollte
Europa mitmachen, könnte dies zu einer
Hebelwirkung für eine Agenda für den
gesamten Mittleren Osten und zu einer
vorgezogenen Lösung für den israelisch-
palästinensischen Konflikt führen.

Um die Erfolgschancen zu steigern,
sollte Europa auf einem umfassenden An-
satz bestehen. Sich auf einen Gegner einzu-
lassen, bedeutet weder Zustimmung noch
Beschwichtigungspolitik, sondern ist der
Kern strenger, lösungsorientierter Diplo-
matie. Dies ist auch für den Friedenspro-
zess im Nahen Osten unerlässlich. Auf pa-
lästinensischer Seite heißt das direkt oder
indirekt den Puls der Hamaszu fühlen und
den innerpalästinensischen Dialog und die
Aussöhnung anzustreben. Norwegen und
die Schweiz pflegen einen offenen und
fortlaufenden Dialog mit der Hamas.Die
EU und ihre Mitgliedsstaaten sollten
gleichziehen und Israel und Amerika Ver-
mittlerdienste anbieten. Sich nur auf die
ägyptische Vermittlung mit der Hamaszu
stützen ist problematisch, auch für ̃ gypten
selbst. Niemand profitiert von dieser Iso-
lation.Wir verstehen die Hamasimmer we-
niger und sind deshalb in einer schlechten
Ausgangslage, ihre Entscheidungen zu be-
einflussen und sie ihrerseits haben wenig
Verständnis für unseren Standpunkt.

Die palästinensische Bevölkerung über-
trug die Verantwortung durch die Wahl an
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NG/FH: Im März in Berlin sagtest Du, Du
hättest die Bibel dabei. Du liest sie immer
wieder?

Yoram Kaniuk: Ja, weil ich die Art des
Erzählens liebe. Manchmal denke ich, mir
sind noch nirgends bessere Erzählungen
begegnet: ohne Urteile, ohne Psychologie,
ohne Erklärung. Zwanzig oder dreißig Zei-
len, und alles steckt darin. Außerdem ist
dort von Menschen die Rede, die manch-
mal Schreckliches tun. Abraham versucht,
seine Frau zu verkaufen und gibt sie als
seine Schwester aus. Er geht nach ̃ gypten,
weil er vor dem Hunger wegläuft. Und
dann ist er der Stammvater Israels! Dieser
Mann, der seine beiden Söhne in die Wüste
in den Tod schickte. Die biblischen Helden
sind voller menschlicher Schwächen. Das
sind Giganten, die zugleich ganz niedrig
sind. Anders als bei den Griechen sind es
keine Figuren der Bewunderung. Und doch
haben sie Größe.

Jetzt in Barcelona habe ich die bei-
den Schöpfungsgeschichten wiedergele-
sen. »Und Gott sprach: Es werde Licht!
Und es ward Licht.« Das geht auf babylo-
nische Motive zurück. Aber in der hebrä-
ischen Version, die zuerst auftauchte, heißt
es, er schuf durch Worte. Deshalb sagt auch
Johannes: »Am Anfang war das Wort.« Das
Wort ist die Essenz der jüdischen Tradi-
tion, die Essenz des frühen Christentums,
die Essenz einer Kultur, die nicht wie die
˜gypter riesige Monumente erbaute, son-
dern Gebäude aus Worten. Eine ganze Welt
aus Worten.

NG/FH: Ich habe mich immer gefragt, wie

die hebräische Sprache wiederbelebt wur-
de. Heute ist Hebräisch eine ganz normale
Alltagssprache, voller Internationalismen
und Slang.

Kaniuk: Das war eine große Revolution.
Wir haben es geschafft, eine Sprache zu
modernisieren � die zwar in Gebrauch war
all die Jahre,aber nicht im Alltag � ohne sie
zu verändern. Ein achtjähriges Kind kann
heute die Bibel lesen! Vielleicht stockt es
hier oder da, wie ein englischsprachiges
Kind, das Shakespeare liest. All diese Wör-
ter haben ihre Wurzeln in den alten Bü-
chern. Wir haben uns bei den Verände-

Das Werk von Yoram Kaniuk wurde in viele Sprachen übersetzt und mehrfach
ausgezeichnet. Im März war er auf Einladung der Friedrich-Ebert-Stiftung in
Berlin und München. Die Fragen stellte Natascha Freundel (*1974), sie arbeitet
als freie Journalistin in Berlin.

Yoram Kaniuk

Geboren 1930 in Tel Aviv. Er kämpfte
unter Yitzhak Rabin im 1948er Krieg
und wurde in Jerusalem schwer ver-
wundet. Als Helfer auf einem Immi-
grantenschiff begegneten ihm zum ers-
ten Mal Holocaust-Überlebende aus
Osteuropa – eine einschneidende Er-
fahrung. 1951 verschlug es ihn nach
Paris und Amerika, als Maler, Journa-
list und Schriftsteller. In New York City
lernte er das Leben der Musik- und
Künstlerbohème und seine Frau Mi-
randa kennen. Nach zehn Jahren kehr-
te er nach Tel Aviv zurück. Kaniuk ver-
fasste 17 Romane sowie Erzählungen,
Essays und Kinderbücher. Sein Werk
wurde in viele Sprachen übersetzt und
mehrfach ausgezeichnet, unter ande-
rem mit dem wichtigsten israelischen
Literaturpreis, dem Brenner-Preis.

Gespräch mit dem Schriftsteller Yoram Kaniuk

60 Jahre israelische Literatur




